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Wichtige neue Entscheidung 

 
Ausländerrecht: Bedeutung von Strafaussetzungsentscheidungen im Ausweisungs-
verfahren 
 
§ 53 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3, § 54 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2, § 55 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG, Art. 6 
Abs. 1 GG, Art. 8 EMRK 
 
Ausweisung (Ermessensausweisung nach AufenthG a.F.) 
Assoziationsberechtigter türkischer Staatsangehöriger 
Straftäter 
Gefahrenprognose 
Wiederholungsgefahr 
Faktischer Inländer 
Beziehung zu Kindern 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 04.04.2017, Az. 10 ZB 15.2062 
 
 
 
 
Orientierungssatz der LAB: 

Mit einer strafrechtlichen Aussetzungsentscheidung entfällt ausländerrechtlich eine  

Wiederholungsgefahr weder zwangsläufig noch zumindest regelmäßig. Maßgeblich ist 

vielmehr, ob der Ausländer im entscheidungserheblichen Zeitpunkt auf tatsächlich vor-

handene Integrationsfaktoren verweisen kann (Rn. 21; ebenso BayVGH, Beschluss vom 



19.06.2017, Az. 10 ZB 17.732, juris Rn. 18; vgl. auch BayVGH, Beschluss vom 

02.05.2017, Az. 19 ZB 16.186, juris Rn. 13, wonach sich aus einer Strafrestaussetzung 

nicht ergebe, dass die ausweisungsrechtliche Prognose günstig sei). 

 

Hinweise: 

1. Zentrale Voraussetzung für die spezialpräventiv motivierte Ausweisung ist die von dem 

betreffenden Ausländer ausgehende Wiederholungsgefahr. Der vorliegende Beschluss 

des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs (BayVGH) fasst zuerst – kurz und prägnant – 

die einschlägige Rechtsprechung zur Prüfung der Wiederholungsgefahr zusammen 

(Rn. 14): 

 

- So haben nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) 

Ausländerbehörden und Verwaltungsgerichte bei spezialpräventiven Ausweisungs-

entscheidungen und deren gerichtlicher Überprüfung eine eigenständige Prognose 

zur Wiederholungsgefahr zu treffen (vgl. z.B. BVerwG, Urteil vom 15.01.2013, 

Az. 1 C 10.12, juris Rn. 18). 

 

- Bei der Prognose, ob eine Wiederholung vergleichbarer Straftaten mit hinreichender 

Wahrscheinlichkeit droht, sind die besonderen Umstände des Einzelfalls zu  

berücksichtigen, insbesondere die Höhe der verhängten Strafe, die Schwere der 

konkreten Straftat, die Umstände ihrer Begehung, das Gewicht des bei einem Rück-

fall bedrohten Rechtsguts sowie die Persönlichkeit des Täters und seine Entwicklung 

und Lebensumstände bis zum maßgeblichen Entscheidungszeitpunkt (vgl. BayVGH, 

Urteil vom 30.10.2012, Az. 10 B 11.2744, juris Rn. 33 m.w.N.). 

 

- An die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts sind bei dieser Prognose umso  

geringere Anforderungen zu stellen, je größer und folgenschwerer der möglicher-

weise eintretende Schaden ist (ständige Rechtsprechung; vgl. z.B. BayVGH, Urteil 

vom 30.10.2012, Az. 10 B 11.2744, juris Rn. 34; BVerwG, Urteil vom 04.10.2012, 

Az. 1 C 13.11, juris Rn. 18). Auch der Rang des bedrohten Rechtsguts ist dabei zu 

berücksichtigen; an die nach dem Ausmaß des möglichen Schadens differenzieren-

de hinreichende Wahrscheinlichkeit dürfen andererseits keine zu geringen Anforde-

rungen gestellt werden. 

 



2. Von besonderem Interesse für die Vollzugspraxis zur Wiederholungsgefahr sind aus der 

Sicht der Landesanwaltschaft Bayern im Folgenden die Ausführungen des BayVGH 

(Rn. 20 f.) zur Frage, welche Bedeutung die Aussetzung des Strafrestes bei zeitiger 

Freiheitsstrafe zur Bewährung nach § 57 StGB hat (siehe auch BayVGH, Beschluss 

vom 19.06.2017, Az. 10 ZB 17.732, juris Rn. 18; zurückhaltender noch BayVGH, Be-

schluss vom 05.01.2017, Az. 10 ZB 16.1778, juris Rn. 7): 

 

- So betont der BayVGH, dass einer Strafaussetzungsentscheidung der Strafvollstre-

ckungskammer – und den dieser zugrunde liegenden Gutachten und sonstigen Stel-

lungnahmen, etwa der Justizvollzugsanstalt – zwar eine erhebliche indizielle Bedeu-

tung zukomme, doch seien Ausländerbehörde und die Verwaltungsgerichte für die 

Frage der Wiederholungsgefahr nicht daran gebunden. Es bedürfe jedoch einer sub-

stantiierten Begründung, wenn von der strafgerichtlichen Entscheidung abgewichen 

wird (BVerfG, Beschluss vom 19.10.2016, Az. 2 BvR 1943/16, juris Rn. 21; kritisch 

und lesenswert zu diesem BVerfG-Beschluss BayVGH, Beschluss vom 02.05.2017, 

Az. 19 CS 16.2466, juris). 

 

- Hierbei sei aber auch zu berücksichtigen, dass vorzeitige Haftentlassung und Aus-

weisung unterschiedliche Zwecke verfolgen und deshalb unterschiedlichen Regeln 

unterliegen: Bei Aussetzungsentscheidungen nach § 57 StGB gehe es um die  

Frage, ob die Wiedereingliederung eines in Haft befindlichen Straftäters weiter im 

Vollzug stattfinden muss oder durch vorzeitige Entlassung für die Dauer der Bewäh-

rungszeit ggf. unter Auflagen „offen“ inmitten der Gesellschaft verantwortet werden 

kann. Bei dieser Entscheidung stünden naturgemäß vor allem Resozialisierungsge-

sichtspunkte im Vordergrund; zu ermitteln sei, ob der Täter das Potenzial hat, sich 

während der Bewährungszeit straffrei zu führen. Demgegenüber gehe es bei der 

Ausweisung eines Ausländers um die Frage, ob das Risiko eines Misslingens der 

Resozialisierung von der deutschen Gesellschaft oder von der Gesellschaft im Hei-

matstaat des Ausländers getragen werden muss. Die der Ausweisung zu Grunde lie-

gende Prognoseentscheidung beziehe sich folglich nicht nur auf die Dauer der Be-

währungszeit, sondern habe einen längeren Zeithorizont in den Blick zu nehmen. 

Denn es gehe hier um die Beurteilung, ob es dem Ausländer gelingen wird, über die 

Bewährungszeit hinaus ein straffreies Leben zu führen. Bei dieser längerfristigen 

Prognose komme dem Verhalten des Ausländers während der Haft und nach einer 



vorzeitigen Haftentlassung zwar erhebliches tatsächliches Gewicht zu. Dies habe 

aber nicht zur Folge, dass mit einer strafrechtlichen Aussetzungsentscheidung aus-

länderrechtlich eine Wiederholungsgefahr zwangsläufig oder zumindest regelmäßig 

entfällt. Maßgeblich sei vielmehr, ob der Täter im entscheidungserheblichen Zeit-

punkt auf tatsächlich vorhandene  I n t e g r a t i o n s f a k t o r e n  verweisen kann; 

das Potenzial, sich während der Bewährungszeit straffrei zu führen, sei nur  e i n  

solcher Faktor, genüge aber für sich genommen nicht (BVerwG, Urteil vom 

15.01.2013, Az. 1 C 10/12, juris Rn. 19). 

 

- Den Strafaussetzungsentscheidungen nach § 57 StGB werden vom BayVGH hierbei 

die Entscheidungen über die Aussetzung der restlichen Jugendstrafe zur Bewährung 

nach § 88 JGG gleichgestellt (siehe BayVGH, Beschluss vom 12.06.2017, Az. 10 ZB 

17.853, juris Rn. 8; vgl. auch BayVGH, Urteil vom 28.03.2017, Az. 10 BV 16.1601,  

juris Rn. 38). 

 

3. Nichts anderes gilt nach der Rechtsprechung des BayVGH (Beschluss vom 28.04.2017, 

Az. 10 ZB 15.2066, juris Rn. 18) auch für die Würdigung der durch die Bewährungshilfe 

für die Dauer der Führungsaufsicht bei Nichtaussetzung des Strafrestes zur Bewährung 

nach § 68f StGB gestellten Prognose. Auch hier gehe es bei einer für eine Ausweisung 

zu stellenden Gefahrenprognose darum, ob es dem Ausländer gelingen wird, über die 

Zeit der Führungsaufsicht hinaus ein straffreies Leben zu führen. Bei dieser längerfristi-

gen Prognose sei insbesondere maßgeblich, ob der Täter im entscheidungserheblichen 

Zeitpunkt auf tatsächlich vorhandene Integrationsfaktoren verweisen kann, sich nicht 

nur während der Zeit der Führungsaufsicht, sondern längerfristig straffrei zu führen. 

 

4. Das Kriterium der tatsächlich vorhandenen Integrationsfaktoren geht zurück auf das 

Urteil des BVerwG vom 15.01.2013 (Az. 1 C 10/12, juris Rn. 19), das es offenbar der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (Urteil vom 08.12.2011, Rs. C-371/08 

– Ziebell – juris Rn. 85: „tatsächlich vorliegende Integrationsfaktoren…, die die Wieder-

eingliederung des Betroffenen in die Gesellschaft des Aufnahmemitgliedstaats ermögli-

chen“) zu Art. 14 ARB 1/80 entlehnt hat (vgl. auch BVerwG, Beschluss vom 14.03.2013, 

Az. 1 B 17/12, juris Rn. 7). 

 

5. Dieses Kriterium der ausreichenden, tatsächlich vorhandenen Integrationsfaktoren ist 



im Rahmen der Wiederholungsgefahr sowohl bei der Ausweisung von assoziationsbe-

rechtigten türkischen Staatsangehörigen (siehe: BayVGH, Beschluss vom 04.04.2017, 

Az. 10 ZB 15.2062, juris; Urteil vom 08.03.2017, Az. 10 B 15.180, juris) als auch von 

sonstigen Drittstaatsangehörigen (für einen kosovarischen Staatsangehörigen: 

BayVGH, Beschluss vom 19.06.2017, Az. 10 ZB 17.732, juris; Beschluss vom 

28.04.2017, Az. 10 ZB 15.2066, juris; für einen albanischen Staatsangehörigen 

BayVGH, Beschluss vom 03.03.2016, Az. 10 ZB 14.844, juris) zu prüfen. Ob diesem 

auch bei der Verlustfeststellung bei Staatsangehörigen von EU-Mitgliedstaaten entspre-

chende Bedeutung zukommt, hat der BayVGH bisher noch nicht entschieden. Dies liegt 

aber wegen der vergleichbaren rechtstechnischen Struktur der Gefahrenprognose 

durchaus nahe. 

 

6. Welche Umstände als ausreichende, tatsächlich vorhandene Integrationsfaktoren ein-

zustufen sind, bleibt in der bisherigen höchstrichterlichen und obergerichtlichen Recht-

sprechung indes undeutlich, die bisher eher dadurch gekennzeichnet ist, dass bestimm-

te Umstände als nicht ausreichend angesehen werden. So hat z.B. der BayVGH in sei-

nem Beschluss vom 03.03.2016 (Az. 10 ZB 14.844, juris Rn. 13) darauf hingewiesen, 

dass die beanstandungsfreie Führung während der Haft hierfür für sich genommen 

nicht genüge. Nach dem Urteil des BayVGH vom 08.03.2016 (Az. 10 B 15.180, juris 

Rn. 35) reicht es nicht aus, dass eine Bewährung des Ausländers nicht infolge der letz-

ten strafrechtlichen Verurteilung widerrufen worden ist. Denn die Grundsätze zur unter-

schiedlichen Würdigung der Gefahrenprognose im Strafvollzugsrecht einerseits und 

Ausweisungsrecht andererseits könnten auch in der Situation des trotz erneuter Verur-

teilung unterbliebenen Widerrufs der Bewährung angewendet werden. 

 

Aus dem Urteil des VG München vom 19.01.2017 (Az. M 12 K 16.2555, juris Rn. 45) 

lassen sich – positiv – etwa folgende Umstände entnehmen, die hierbei relevant werden 

können: abgeschlossene (Berufs-)Ausbildung; bestehendes Arbeitsverhältnis; stabilisie-

rendes Umfeld bzw. familiäre und soziale Verankerung. Insgesamt bleibt aber eine wei-

tere Klärung durch die Rechtsprechung abzuwarten.  

 

7. Bei den Strafaussetzungen nach § 56 StGB bzw. nach § 21 Abs. 1 oder Abs. 2 JGG, 

bei denen bei der Verurteilung die Vollstreckung der Freiheits- bzw. Jugendstrafe zur 

Bewährung ausgesetzt wird, verfährt der BayVGH (siehe Beschluss vom 05.01.2017, 



Az. 10 ZB 16.1778, juris Rn. 7) grundsätzlich in ähnlicher Weise, betont aber auch die 

unterschiedliche ausländerrechtliche Wirkung von Reststrafenaussetzungen nach 

§ 57 StGB: 

 

Die strafgerichtliche Entscheidung über die Aussetzung der Strafe zur Bewährung sei 

von tatsächlicher Bedeutung für die behördliche und verwaltungsgerichtliche Sachver-

haltswürdigung dahingehend, ob eine die Ausweisung rechtfertigende Gefahr gegeben 

ist. Auch vor dem Hintergrund, dass dem Strafrecht und dem Ausländerrecht unter-

schiedliche Gesetzeszwecke zugrunde liegen, könne von der sachkundigen strafrichter-

lichen Prognose bei der Beurteilung der Wiederholungsgefahr grundsätzlich nur bei 

Vorliegen überzeugender Gründe abgewichen werden (siehe BayVGH, Beschluss vom 

27.12.2016, Az. 10 CS 16.2289, Rn. 8 m.w.N.). Dies gelte namentlich bei einer Straf-

aussetzung nach § 56 StGB (bzw. nach § 21 Abs. 1 oder Abs. 2 JGG), während die 

Aussetzung des Strafrests zur Bewährung im Sinne des § 57 StGB ausweisungsrecht-

lich geringeres Gewicht habe. Es bedürfe jedenfalls einer substantiierten Begründung, 

wenn von der strafgerichtlichen Einschätzung abgewichen werden soll (siehe BVerfG, 

Beschluss vom 19.10.2016, Az. 2 BvR 1943/16, juris Rn. 21). 

 

 

 

 

Dr. Riedl 
Oberlandesanwalt 
 

 

  



10 ZB 15.2062 

Au 6 K 15.71 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

***** ********, 

******-*****-***. ***, ***** **********, 

 - ****** - 

 

**************: 

************ ****** *. ******, 

*******. **, ***** *******, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

wegen 

 

Ausweisung; 

hier: Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Bayeri-

schen Verwaltungsgerichts Augsburg vom 5. August 2015, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 10. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Senftl, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dihm, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Katzer 

 

 

ohne mündliche Verhandlung am 4. April 2017 



 

folgenden 

Beschluss: 

 

 I. Der Antrag auf Zulassung der Berufung wird abgelehnt. 

 

 II. Der Kläger trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens. 

 

 III. Der Streitwert für das Zulassungsverfahren wird auf 5.000,- Euro 

festgesetzt. 

 

 

Gründe: 

 

Mit seinem Antrag auf Zulassung der Berufung verfolgt der Kläger seine in erster In-

stanz erfolglose Klage auf Aufhebung des Bescheids des Beklagten vom 17. De-

zember 2014 weiter, mit dem er aus der Bundesrepublik Deutschland ausgewiesen, 

seine Abschiebung in die Türkei angeordnet bzw. bei nicht fristgerechter Ausreise 

nach Haftentlassung angedroht und die Wirkungen von Ausweisung und Abschie-

bung auf sechs Jahre befristet wurden. Das Verwaltungsgericht hat mit dem Urteil 

vom 5. August 2015 zwar die Befristung auf vier Jahre verkürzt, die Klage aber im 

Übrigen abgewiesen. 

 

Der Antrag auf Zulassung der Berufung ist unbegründet. Aus dem der rechtlichen 

Überprüfung durch den Senat allein unterliegenden Vorbringen im Zulassungsantrag 

ergeben sich weder die geltend gemachten ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des 

verwaltungsgerichtlichen Urteils im Sinne des § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO (1.) noch ein 

Verfahrensmangel im Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. 5 VwGO (2.). 

 

1. Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Urteils im Sinne dieser 

Bestimmung bestünden dann, wenn der Kläger im Zulassungsverfahren einen 

einzelnen tragenden Rechtssatz oder eine einzelne erhebliche Tatsachenfeststel-

lung des Erstgerichts mit schlüssigen Gegenargumenten infrage gestellt hätte 

(BVerfG, B.v. 10.9.2009 – 1 BvR 814/09 – juris Rn. 11; BVerfG, B.v. 9.6.2016 –    

1 BvR 2453/12 – juris Rn. 16). Dies ist jedoch nicht der Fall. 

 

a) Das Verwaltungsgericht hat die Ausweisung des Klägers auf der Grundlage der 

§§ 53 ff. AufenthG in der bis zum 31. Dezember 2015 geltenden Fassung (a.F.) 

für rechtmäßig erachtet. Die Rechtmäßigkeit beurteile sich nach § 55 AufenthG 

1 

2 

3 

4 



(a.F.) i.V.m. Art. 14 Abs. 1 ARB 1/80 sowie nach Art. 12 der Daueraufenthalts-

richtlinie; deshalb könne der Kläger nur ausgewiesen werden, wenn sein per-

sönliches Verhalten gegenwärtig eine tatsächliche und hinreichend schwere 

Gefahr für ein Grundinteresse der Gesellschaft darstelle und die Maßnahme für 

die Wahrung dieses Interesses unerlässlich sei. Zudem müssten sowohl der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als auch die Grundrechte des Betroffenen, 

insbesondere das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens, gewahrt 

werden. Der Kläger könne sich auch auf den besonderen Ausweisungsschutz 

des § 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG (a.F.) berufen, erfahre den gleichen 

Schutz aber über Art. 7 und 14 ARB 1/80. Zu Recht habe der Beklagte deshalb 

eine Ermessensentscheidung getroffen. 

Zutreffend sei der Beklagte von einer konkreten Wiederholungsgefahr ausge-

gangen, er habe dabei umfassend die Tatumstände, die Persönlichkeitsstruktur 

des Klägers und die mangelnde therapeutische Aufarbeitung seiner Sexualde-

linquenz und seines Gewaltpotentials gewürdigt. Weiterhin sei der Kläger Be-

währungsversager mit auffallend hoher Rückfallgeschwindigkeit. 

Die Ermessensentscheidung sei nicht zu beanstanden. Die Ausweisung sei im 

Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung auch unter Berücksichtigung von Art. 6 

GG und Art. 8 EMRK verhältnismäßig. Insbesondere stehe die Beziehung des 

Klägers zu seinen beiden Kindern der Ausweisung nicht entgegen.  

 

b) Mit seinem Vorbringen hat der Kläger die Annahme des Verwaltungsgerichts, 

die Ausweisung sei rechtmäßig, gemessen an den nunmehr maßgeblichen Re-

gelungen der §§ 53 ff. AufenthG in der ab 1. Januar 2016 gültigen Fassung, im 

Ergebnis nicht ernsthaft im Sinn des § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO in Zweifel gezo-

gen. 

 

Die Beurteilung, ob ein Zulassungsgrund nach § 124 Abs. 2 VwGO vorliegt, 

richtet sich grundsätzlich nach dem Zeitpunkt der Entscheidung des Oberver-

waltungsgerichts. Eine nachträgliche Änderung der Sach- und Rechtslage bis 

zum Zeitpunkt der Entscheidung ist daher zu berücksichtigen. Die Änderung der 

Sach- und Rechtslage ist allerdings grundsätzlich nur in dem durch die Darle-

gung des Rechtsmittelführers vorgegebenen Prüfungsrahmen relevant (Seibert 

in Sodan/Ziekow, Verwaltungsgerichtsordnung, 4. Aufl. 2014, § 124a Rn. 57; 

vgl. auch BVerwG, B.v. 15.12.2003 – 7 AV 2.03 – NVwZ 2004, 744).  

 

Der Senat hat daher das verwaltungsgerichtliche Urteil vom 5. August 2015 un-

ter Berücksichtigung des Zulassungsvorbringens – mangels entgegenstehender 

Übergangsregelung – anhand der §§ 53 ff. AufenthG in der aktuell gültigen 

5 
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Fassung zu überprüfen. Eine – wie hier – nach altem Recht verfügte Auswei-

sung ist nach Inkrafttreten der §§ 53 bis 55 AufenthG in ihrer Neufassung am 1. 

Januar 2016 nicht rechtsfehlerhaft, wenn sie den ab diesem Zeitpunkt gelten-

den gesetzlichen Anforderungen entspricht, also gemäß der zentralen Auswei-

sungsnorm des § 53 Abs. 1 AufenthG der weitere Aufenthalt des Ausländers im 

Bundesgebiet die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet und die unter 

Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls vorzunehmende Abwägung 

der Interessen an der Ausreise mit den Interessen an einem weiteren Verbleib 

des Ausländers im Bundesgebiet ergibt, dass das öffentliche Interesse an der 

Ausreise überwiegt. 

 

Da dem Kläger ein Aufenthaltsrecht nach dem Assoziationsabkommen 

EWG/Türkei zusteht, darf er gemäß § 53 Abs. 3 AufenthG nur ausgewiesen 

werden, wenn sein persönliches Verhalten gegenwärtig eine schwerwiegende 

Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt, die ein Grundinte-

resse der Gesellschaft berührt, und die Ausweisung für die Wahrung dieses In-

teresses unerlässlich ist. Diesen Maßstab hat auch das Verwaltungsgericht der 

Sache nach (bei etwas anderer Formulierung) seiner Entscheidung zugrunde 

gelegt.  

 

c) Der Kläger macht zunächst geltend, die Ermessensentscheidung der Beklagten 

sei fehlerhaft, weil vom Kläger keine Gefahr mehr ausgehe. Insbesondere we-

gen der in der Haft erfolgten erfolgreichen Therapiemaßnahmen könne die 

Rückfallprognose nicht mehr aufrechterhalten werden.  

 

Zunächst ist insoweit festzustellen, dass die vom Aufenthalt des Ausländers 

ausgehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht  (mehr) im 

Rahmen der Ermessensausübung durch die Ausländerbehörde zu prüfen ist, 

sondern im Rahmen der tatbestandlichen Voraussetzungen einer Ausweisung 

nach § 53 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 AufenthG. 

 

Entgegen den Ausführungen in der Zulassungsbegründung und auch unter Be-

rücksichtigung der seit dem erstinstanzlichen Urteil eingetretenen Entwicklun-

gen ist auch unter Anwendung des § 53 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 AufenthG  weiter-

hin davon auszugehen, dass von dem vom Kläger zu erwartenden persönlichen 

Verhalten gegenwärtig eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Sicher-

heit und Ordnung, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt, ausgeht. 

Der Kläger hat diese Annahme in seiner Zulassungsbegründung nicht durch-

greifend in Frage gestellt. 
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Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts haben Aus-

länderbehörden und Verwaltungsgerichte bei spezialpräventiven Ausweisungs-

entscheidungen und deren gerichtlicher Überprüfung eine eigenständige Prog-

nose zur Wiederholungsgefahr zu treffen (vgl. z.B. BVerwG, U.v. 15.1.2013 – 1 

C 10.12 – juris Rn. 18). Bei der Prognose, ob eine Wiederholung vergleichbarer 

Straftaten mit hinreichender Wahrscheinlichkeit droht, sind die besonderen Um-

stände des Einzelfalls zu berücksichtigen, insbesondere die Höhe der verhäng-

ten Strafe, die Schwere der konkreten Straftat, die Umstände ihrer Begehung, 

das Gewicht des bei einem Rückfall bedrohten Rechtsguts sowie die Persön-

lichkeit des Täters und seine Entwicklung und Lebensumstände bis zum maß-

geblichen Entscheidungszeitpunkt (vgl. BayVGH, U.v. 30.10.2012 – 10 B 

11.2744 – juris Rn. 33 m.w.N.). An die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts 

sind bei dieser Prognose umso geringere Anforderungen zu stellen, je größer 

und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist (stRspr; vgl. 

z.B. BayVGH, U.v. 30.10.2012 – 10 B 11.2744 – juris Rn. 34; BVerwG, U.v. 

4.10.2012 – 1 C 13.11 – juris Rn. 18). Auch der Rang des bedrohten Rechts-

guts ist dabei zu berücksichtigen; an die nach dem Ausmaß des möglichen 

Schadens differenzierende hinreichende Wahrscheinlichkeit dürfen andererseits 

keine zu geringen Anforderungen gestellt werden. 

 

Im Fall des Klägers bestehen Gefahren für Rechtsgüter von hohem Rang, die 

ein Grundinteresse der Gesellschaft berühren. Er ist zuletzt mit Urteil vom 17. 

Juli 2013 zu Gesamtfreiheitsstrafen von einem Jahr und drei Monaten sowie 

von fünf Jahren verurteilt worden, im Wesentlichen wegen mehrerer Gewaltta-

ten und einer Vergewaltigung, die sich gegen seine damalige Lebensgefährtin 

Frau N. richteten. Mehrere Tathandlungen der Körperverletzungen bestanden in 

der potentiell lebensgefährlichen Handlung des Würgens des Opfers, das in ei-

nem Fall infolgedessen das Bewusstsein verlor. Die körperliche Unversehrtheit 

bzw. Leben und Gesundheit von Personen ist durch Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG 

gewährleistet; dem Staat obliegt eine besondere Schutzpflicht für diese Rechts-

güter (vgl. BVerfG, U.v.16.10.1977 – 1 BvQ 5/77 – BVerfGE 46, 160, juris Rn. 

11). Zu berücksichtigen ist aber auch, dass der Kläger neben diesen Straftaten 

gegen eine nahstehende Person auch wegen vorsätzlicher Gefährdung des 

Straßenverkehrs, Fahren ohne Fahrerlaubnis und Sachbeschädigung, also 

Straftaten, die eine Gefährdung der Allgemeinheit bedeuten, verurteilt wurde.  

 

Die abgeurteilten Straftaten offenbaren eine außerordentlich hohe Gewaltbe-

reitschaft und Rücksichtslosigkeit des Klägers und seine Neigung, bereits we-
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gen Kleinigkeiten oder auch grundlos gewalttätig zu werden. Im Verlauf der 

Jahre 2011 und 2012 hat der Kläger seine damalige Lebensgefährtin N. mehr-

fach bedroht, geschlagen, getreten und gewürgt und sie im Dezember 2012 

schließlich vergewaltigt, wodurch diese, wie von ihm beabsichtigt, schwanger 

wurde. Im Januar 2012 überholte er bei einer Autofahrt mehrfacht riskant, um 

seiner Lebensgefährtin N. als Beifahrerin Angst einzuflößen; Zusammenstöße 

konnten nur durch Glück und das fahrerische Können der anderen Verkehrs-

teilnehmer verhindert werden. Darüber hinaus ergeben sich aus den Akten 

auch noch eine Vielzahl von polizeilichen Maßnahmen wegen Bedrohungen 

und häuslicher Gewalt zu Lasten seiner früheren Lebensgefährtin Frau D. (der 

Mutter seiner Kinder), in denen es soweit erkennbar nur mangels Strafantrags 

bzw. wegen späterer Aussageverweigerungen nicht zu Verurteilungen kam. 

Ferner ist darauf hinzuweisen, dass der Kläger bereits am 23. August 2006 we-

gen Geldfälschung zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und sechs Monaten, 

die zur Bewährung ausgesetzt wurde, verurteilt worden ist, wobei ihm das Ge-

richt „nicht unerhebliche kriminelle Energie“ bescheinigte.  

Das Verwaltungsgericht hat ebenso wie bereits das Strafgericht darauf abge-

stellt, dass der Kläger bei der letzten strafgerichtlichen Verurteilung unter offe-

ner Bewährung stand und mehrere verhängte Freiheitstrafen, deren Vollstre-

ckung immer wieder zur Bewährung ausgesetzt worden war, ihn nicht von der 

Begehung weiterer Straftaten abgehalten haben; auffallend war auch die hohe 

Rückfallgeschwindigkeit. 

 

Zugunsten des Klägers spricht ohne Zweifel, dass er in Lauf des Strafvollzugs 

an einem Anti-Gewalt-Training teilgenommen und eine Sozialtherapie in der 

Sozialtherapeutischen Abteilung für Sexualstraftäter der Justizvollzugsanstalt 

durchlaufen und abgeschlossen hat. Auf der Grundlage eines forensisch-

psychologischen Sachverständigengutachtens vom 24. November 2016 hat die 

Strafvollstreckungskammer mit Beschluss vom 2. Januar 2017 die weitere Voll-

streckung der verhängten Freiheitsstrafen zur Bewährung ausgesetzt; am 9. 

Januar 2017 wurde der Kläger aus der Haft entlassen. Die Bewährungszeit be-

trägt fünf Jahre, der Kläger wurde unter anderem angewiesen, eine ambulante 

Psychotherapie bei einer psychotherapeutischen Fachambulanz für Sexual-

straftäter zu absolvieren.  

 

Gleichwohl kann aus diesen – durchaus positiven – Entwicklungen (noch) nicht 

der Schluss gezogen werden, dass damit die vom Kläger ausgehende Gefahr 

soweit entfallen ist, dass sie im vorliegenden Fall nicht mehr als schwerwiegen-

de, ein Grundinteresse der Gesellschaft berührende, Gefahr anzusehen wäre. 
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Einer Strafaussetzungsentscheidung der Strafvollstreckungskammer – und den 

dieser zugrunde liegenden Gutachten und sonstigen Stellungnahmen, etwa der 

Justizvollzugsanstalt – kommt zwar eine erhebliche indizielle Bedeutung zu, 

doch sind Ausländerbehörde und die Verwaltungsgerichte für die Frage der 

Wiederholungsgefahr nicht daran gebunden. Es bedarf jedoch einer substanti-

ierten Begründung, wenn von der strafgerichtlichen Entscheidung abgewichen 

wird (BVerfG, B.v. 19.10.2016 – 2 BvR 1943/16 – juris Rn. 21).  

 

Hier ist aber auch zu berücksichtigen, dass vorzeitige Haftentlassung und Aus-

weisung unterschiedliche Zwecke verfolgen und deshalb unterschiedlichen Re-

geln unterliegen: Bei Aussetzungsentscheidungen nach § 57 StGB geht es um 

die Frage, ob die Wiedereingliederung eines in Haft befindlichen Straftäters wei-

ter im Vollzug stattfinden muss oder durch vorzeitige Entlassung für die Dauer 

der Bewährungszeit ggf. unter Auflagen „offen“ inmitten der Gesellschaft ver-

antwortet werden kann. Bei dieser Entscheidung stehen naturgemäß vor allem 

Resozialisierungsgesichtspunkte im Vordergrund; zu ermitteln ist, ob der Täter 

das Potenzial hat, sich während der Bewährungszeit straffrei zu führen. Dem-

gegenüber geht es bei der Ausweisung eines assoziationsrechtlich begünstig-

ten türkischen Staatsangehörigen um die Frage, ob das Risiko eines Misslin-

gens der Resozialisierung von der deutschen Gesellschaft oder von der Gesell-

schaft im Heimatstaat des Ausländers getragen werden muss. Die der Auswei-

sung zu Grunde liegende Prognoseentscheidung bezieht sich folglich nicht nur 

auf die Dauer der Bewährungszeit, sondern hat einen längeren Zeithorizont in 

den Blick zu nehmen. Denn es geht hier um die Beurteilung, ob es dem Aus-

länder gelingen wird, über die Bewährungszeit hinaus ein straffreies Leben zu 

führen. Bei dieser längerfristigen Prognose kommt dem Verhalten des Auslän-

ders während der Haft und nach einer vorzeitigen Haftentlassung zwar erhebli-

ches tatsächliches Gewicht zu. Dies hat aber nicht zur Folge, dass mit einer 

strafrechtlichen Aussetzungsentscheidung ausländerrechtlich eine Wiederho-

lungsgefahr zwangsläufig oder zumindest regelmäßig entfällt. Maßgeblich ist 

vielmehr, ob der Täter im entscheidungserheblichen Zeitpunkt auf tatsächlich 

vorhandene Integrationsfaktoren verweisen kann; das Potenzial, sich während 

der Bewährungszeit straffrei zu führen, ist nur ein solcher Faktor, genügt aber 

für sich genommen nicht (BVerwG, U.v. 15.1.2013 – 1 C 10/12 – juris Rn. 19 ).  

 

Im Rahmen dieser längerfristig angelegten Prognose fällt zur Überzeugung des 

Senats (§ 108 Abs. 1 VwGO) die Beurteilung, ob es dem Kläger gelingen wird, 

über die Bewährungszeit hinaus ein straffreies Leben zu führen, derzeit negativ 
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aus.  

 

Denn der Kläger ist erst seit wenigen Wochen (seit 9. Januar 2017) wieder in 

Freiheit, er steht damit noch ganz am Anfang der vom Strafvollstreckungsge-

richt festgesetzten Bewährungszeit von fünf Jahren; mit fünf Jahren hat dieses 

die höchstzulässige Dauer der Bewährungszeit festgesetzt (§ 57 Abs. 3 Satz 1 

i.V.m. § 56a Abs. 1 Satz 2 StGB). Auch hält das Strafvollstreckungsgericht die 

Weisung für erforderlich, „die therapeutische Arbeit fortzusetzen und den er-

reichten Behandlungsstatus zu sichern und zu festigen und insbesondere in der 

heterosexuellen Beziehungsgestaltung weitere Problematiken zu bearbeiten, 

um eventuell auftretenden Stressoren therapeutisch entgegenzuwirken“; es ist 

insoweit den Empfehlungen des eingeholten forensisch-psychologischen Sach-

verständigengutachtens gefolgt. Bereits aus diesen Ausführungen ergibt sich, 

dass eine relevante Rückfallgefahr keineswegs zu verneinen ist, sondern eine 

Entlassung des Klägers aus der Haft lediglich im Sinne des § 57 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2 StGB „verantwortbar“ ist, und auch dieses lediglich unter Ausschöpfung 

der höchstzulässigen Bewährungszeit und unter Verpflichtung zu einer weiteren 

Verhaltenstherapie.  

Ferner sind auch in dem forensisch-psychologischen Sachverständigengutach-

ten Tendenzen des Klägers, seine Straftaten weiterhin zu verharmlosen, er-

kennbar. So bezeichnet er die Geldfälschung, wegen der er am 23. August 

2006 zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und sechs Monaten zur Bewäh-

rung verurteilt worden war, weiterhin als „dummen Streich“ und „Jux“ (S. 29 des 

Gutachtens), obwohl seinerzeit das Strafgericht angesichts des planmäßigen 

Vorgehens beim Inverkehrbringen der gefälschten Geldscheine von „erhebli-

cher krimineller Energie“ gesprochen hatte. Auch die Verurteilung vom 4. Mai 

2010 zu 90 Tagessätzen wegen Beleidigung deutet auf eine leichte Reizbarkeit 

bei geringfügigen Anlässen hin: er hat sich nach seinen Angaben von zwei 

Männern bei einem Abbiegevorgang mit dem Pkw behindert gefühlt. Nach sei-

ner in dem Gutachten (S. 29) wiedergegebenen Stellungnahme fühlt er sich of-

fensichtlich weiterhin ungerecht behandelt.  

Bezeichnend ist auch seine Bemerkung gegenüber seiner früheren Lebensge-

fährtin Frau D. am 20. Dezember 2014 bei einem Besuch in der Justizvollzugs-

anstalt. Auch wenn man seine Erklärung in der mündlichen Verhandlung vom 

13. Mai 2015 zugrunde legt, Frau D. habe sich nur durch ein „Missverständnis“ 

durch seine Worte „nicht dass ich einen Mord begehen muss, wenn ich heraus-

komme“ bedroht gefühlt, das sei „nur eine so dahingesagte Redewendung ge-

wesen“, offenbart dies doch eine andauernde Verhaftung in Denkweisen, die 

eben gerade in der laufenden Therapie hätten beseitigt werden müssen.  
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Angesichts der hohen Bedeutung der bei einem Rückfall bedrohten Rechtsgüter 

und des Ausmaßes des dadurch eintretenden Schadens rechtfertigt die vom 

Kläger immer noch ausgehende Rückfallgefahr seine Ausweisung. 

 

d) Die bei Vorliegen einer tatbestandsmäßigen Gefährdungslage nach § 53 Abs. 1 

i.V.m. Abs. 3 AufenthG unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles 

vorzunehmende Abwägung der Interessen an der Ausreise des Klägers mit den 

Interessen an einem weiteren Verbleib des Klägers im Bundesgebiet ergibt, 

dass die Ausweisung für die Wahrung eines Grundinteresses der Gesellschaft 

unerlässlich ist. Unerlässlichkeit ist dabei nicht im Sinne einer „ultima ratio“ zu 

verstehen, sondern bringt den in der Rechtsprechung des Europäischen Ge-

richtshofs für die Ausweisung von Unionsbürgern entwickelten Grundsatz zum 

Ausdruck, dass das nationale Gericht eine sorgfältige und umfassende Prüfung 

der Verhältnismäßigkeit vorzunehmen hat (BayVGH, B.v. 13.3.2017 – 10 ZB 

17.226 – juris Rn. 6 ff. m.w.N.).  

 

Entgegen dem Zulassungsvorbringen ist die streitgegenständliche Ausweisung 

des Klägers weder unter Berücksichtigung der in § 53 Abs. 2 AufenthG – aller-

dings nicht abschließend – aufgeführten Umstände noch mit Blick auf die An-

forderungen der wertentscheidenden Grundsatznormen des Art. 6 Abs. 1 GG 

und des Art. 8 EMRK unverhältnismäßig. Das Verwaltungsgericht hat bei der 

vom Kläger angegriffenen Entscheidung sämtliche entscheidungsrelevanten 

Gesichtspunkte berücksichtigt, die auch in diese Interessenabwägung einzu-

stellen sind, und sie im Ergebnis in nicht zu beanstandender Weise gewichtet. 

 

Ein besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse im Sinne von § 53 Abs. 

1 AufenthG ist beim Kläger nach § 54 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 1a AufenthG auf-

grund seiner Verurteilungen gegeben; sein Bleibeinteresse im Sinne von § 53 

Abs. 1 AufenthG wiegt nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG ebenfalls besonders 

schwer. 

 

Die Bewertung des Verwaltungsgerichts, die Ausweisung sei ermessensfehler-

frei und verhältnismäßig, begegnet auch unter dem Blickwinkel der Abwägung 

im Sinne von § 53 Abs. 1, Abs. 2 AufenthG keinen ernstlichen Zweifeln an der 

Richtigkeit. Die vom Kläger zur Begründung seines Zulassungsantrags vorge-

brachten Argumente greifen nicht durch. 

 

e) Der Kläger bringt in seiner Begründung des Zulassungsantrags vor, das Ver-
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waltungsgericht habe die Bedeutung der Anwesenheit des Klägers in Deutsch-

land und die Folgen seiner Ausweisung für seine Kinder nicht konkret beurteilt. 

In dieser Hinsicht ergebe sich nämlich die Rechtswidrigkeit der Ausweisung. Es 

sei absolut unvertretbar, den Kindern den Vater zu entziehen. Diese Problema-

tik hätte weiter aufgeklärt werden müssen. Eine Interessenabwägung aus der 

Sichtweise der Kinder habe jedenfalls nicht stattgefunden.  

 

Damit werden jedoch keine ernsthaften Zweifel an der Richtigkeit der Entschei-

dung des Verwaltungsgerichts dargelegt. Das Verwaltungsgericht hat sehr wohl 

eine eingehende Erörterung des Gewichts der persönlichen Bindungen des 

Klägers an seine beiden Kinder vorgenommen (UA Rn. 38-42) und darauf auf-

bauend in nicht zu beanstandender Weise entschieden, dass der Eingriff in das 

Grundrecht des Art. 6 Abs. 1 GG nicht unverhältnismäßig ist. Art. 6 Abs. 1 GG 

gewährt nämlich nicht von vornherein einen Schutz vor Ausweisung, sondern 

verpflichtet dazu, die familiären Bindungen entsprechend ihrem Gewicht ange-

messen in die Abwägung einzustellen (siehe z.B. BVerfG, B.v. 5.6.2013 – 2 

BvR 586/13 – NVwZ 2013, 1207, Rn. 12). Das Verwaltungsgericht hat nachvoll-

ziehbar darauf hingewiesen, dass die Kinder für ihre weitere Entwicklung nicht 

zwingend auf ihren Vater angewiesen sind. Sie lebten bereits seit Mitte 2012 

ohne ihren Vater mit ihrer allein sorgeberechtigten Mutter zusammen; aufgrund 

der langjährigen Haftstrafe des Klägers sei die Beziehung der Kinder zu ihrem 

Vater ohnehin auf telefonische Kontakte und sporadische, kurze Besuche be-

schränkt. Derartige Kontakte können auch über moderne Kommunikationsmittel 

von der Türkei aus aufrechterhalten werden; zur Abfederung von Härten kommt 

daneben auch die Erteilung von Betretenserlaubnissen zu besonderen Ereig-

nissen in Betracht (BayVGH, U.v. 15.8.2014 – 10 B 13.715 – juris Rn. 49).  

 

Einer weiteren Aufklärung bedurfte es nicht. Das Verwaltungsgericht hat in tat-

sächlicher Hinsicht die ausführlichen eigenen Angaben des Klägers, insbeson-

dere in der mündlichen Verhandlung vom 13. Mai 2015, „an deren  

Richtigkeit das Gericht keine Zweifel hat“ (UA Rn. 41), seiner Erörterung und 

Bewertung zugrunde gelegt. 

 

f) Keine ernsthaften Zweifel an der Rechtsmäßigkeit der Ausweisung hat der Klä-

ger auch im Hinblick auf Art. 8 EMRK dargelegt. Er hat hierzu vorgetragen, das 

Verwaltungsgericht habe nicht ausreichend berücksichtigt, dass er in Deutsch-

land geboren sei und seither hier lebe. Er empfinde Deutschland als sein Hei-

matland, sämtliche sozialen Bindungen lägen hier. Er habe auch eine sehr enge 

Bindung an seine Kinder, denen es nicht zumutbar sei, ihm in die Türkei zu fol-
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gen.  

 

Entgegen diesem Vorbringen hat das Verwaltungsgericht die Rechtsstellung 

des Klägers als „faktischer Inländer“ zutreffend gewürdigt. Diese Position führt 

nämlich nicht dazu, dass eine Ausweisung unzulässig wäre. Als „faktischer In-

länder“ wird ein Ausländer bezeichnet, der sich lange im Bundesgebiet aufge-

halten und seine wesentliche Prägung und Entwicklung hier erfahren hat 

(BayVGH, B.v. 13.5.2016 – 10 ZB 15.492 – juris Rn. 21). Jedoch verhindert die 

Stellung als „faktischer Inländer“ die Ausweisung nicht von vornherein, sondern 

erfordert lediglich eine Abwägung der besonderen Umstände des Betroffenen 

und des Allgemeininteresses im jeweiligen Einzelfall (vgl. EGMR, U.v. 

13.10.2011 – Nr. 41548/06, Trabelsi – juris Rn. 53; BayVGH, B.v. 26.1.2015 – 

10 ZB 13.808 – juris Rn. 37). Diese Abwägung hat das Verwaltungsgericht feh-

lerfrei vorgenommen. Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung geht das 

Gericht auf den langjährigen Aufenthalt des Klägers im Bundesgebiet ein (UA 

Rn. 45-46), stellt aber zugleich fest, dass der Kläger in der Türkei familiäre An-

knüpfungspunkte habe, die türkische Sprache beherrsche und in der Türkei 

seinen Lebensunterhalt sicherzustellen vermöge. Angesichts der Gefahr weite-

rer erheblicher Straftaten sei deshalb der Umstand, dass er in der Bundesre-

publik Deutschland aufgewachsen sei und hier einen Großteil seines Lebens 

verbracht habe, nicht so gewichtig, dass er unter Abwägung aller Umstände des 

Einzelfalls der Ausweisung entgegenstehen könnte.  

 

Der Kläger behauptet (im Schriftsatz vom 2. Dezember 2015) im Hinblick auf 

die Ausführungen in dem Urteil des Verwaltungsgerichts, er besitze in der Tür-

kei Anknüpfungspunkte, beherrsche die türkische Sprache und sei im türki-

schen Kulturkreis verwurzelt (UA Rn. 46), es sei nicht ersichtlich, woher das 

Gericht diese – noch dazu falschen – Informationen beziehe. Er übersieht dabei 

aber, dass diese Informationen aus seinen eigenen Angaben in der mündlichen 

Verhandlung vom 13. Mai 2015 stammen, wonach er mit seinem Vater und mit 

seiner Mutter nur türkisch spreche, seine Schwester in der Türkei lebe und auch 

seine Eltern sich bis zu seiner Inhaftierung jeweils mehrere Monate im Jahr in 

ihrer Wohnung in Ankara aufgehalten hätten sowie er selbst mehrfach in der 

Türkei gewesen sei.  

 

Auch im Hinblick auf die Kinder des Klägers liegt ein Verstoß gegen Art. 8 

EMRK nicht vor. Zwar hat das Wohl des Kindes hier besonderes Gewicht, ist 

aber nicht allein entscheidend; vielmehr ist zu beurteilen, ob im Hinblick auf die 

vom Kläger ausgehende Gefahr seine Ausweisung und Abschiebung verhält-
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nismäßig ist (vgl. zu Art. 8 EMRK zuletzt z.B.: EGMR, U.v. 2.4.2015 – Sarközi 

u. Mahran/Österreich, Nr. 27945/10 – NVwZ 2016, 1235, Rn. 64 ff.; ferner 

BayVGH, B.v. 22.8.2016 – 10 ZB 16.1499 – juris Rn. 8; BayVGH, B.v. 

16.7.2015 – 10 ZB 15.463 – juris Rn. 11; BayVGH, U.v. 15.8.2014 – 10 B 

13.715 – juris Rn. 49). Auch insoweit ist das Verwaltungsgericht bei der vorzu-

nehmenden Abwägung aller Umstände des Einzelfalls zu Recht zu dem Ergeb-

nis gelangt, dass angesichts der erheblichen Gefahr weiterer schwerwiegender, 

vor allem auch gegen die körperliche Unversehrtheit sowie die sexuelle Selbst-

bestimmung und damit besonders bedeutsame Schutzgüter (s. Art. 2 Abs. 2 

Satz 1 GG, Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG) gerichteter Strafta-

ten durch den Kläger das öffentliche Interesse an seiner Ausreise seine Inte-

ressen an einem weiteren Verbleib im Bundesgebiet überwiegt (s. § 53 Abs. 1 

AufenthG). Im Übrigen stellt sich die Frage, ob es den Kindern zumutbar ist, ih-

rem Vater in die Türkei zu folgen, nicht; diese leben nämlich bei ihrer Mutter, die 

das alleinige Sorgerecht besitzt.  

 

2. Der Zulassungsgrund des § 124 Abs. 2 Nr. 5 VwGO liegt ebenfalls nicht vor bzw. 

ist schon nicht hinreichend dargelegt (§ 124a Abs. 4 Satz 4 VwGO). Eine Aufklä-

rungsrüge nach § 86 Abs. 1 VwGO, wie sie der Kläger erhoben hat, setzt die Dar-

legung voraus, welche Tatsachen auf der Grundlage der materiell-rechtlichen Auf-

fassung des Verwaltungsgerichts ermittlungsbedürftig gewesen wären, welche 

Beweismittel zur Verfügung gestanden hätten und welche tatsächlichen Feststel-

lungen bei der Durchführung der vermissten Sachverhaltsaufklärung voraussicht-

lich getroffen worden wären (BVerwG, B.v. 8.7.2009 – 4 BN 12.09 – juris Rn. 7).  

 

Der Kläger trägt insoweit vor, über die Intensität der Beziehung des Klägers zu 

seinen Kindern hätte nur deren Mutter fundiert Auskunft geben können, die des-

halb als Zeugin hätte angehört werden müssen. 

 

Das Verwaltungsgericht hat in Bezug auf das Verhältnis des Klägers zu seinen 

Kindern dessen ausführliche eigenen Angaben in der mündlichen Verhandlung 

vom 13. Mai 2015, „an deren Richtigkeit das Gericht keine Zweifel hat“ (UA Rn. 

41), seiner Erörterung und Bewertung zugrunde gelegt. Es ist weder vorgetragen 

noch ersichtlich, inwiefern diese eigenen Angaben des Klägers unrichtig oder un-

vollständig gewesen sein sollten, so dass sich insoweit eine weitere Sachver-

haltsaufklärung durch das Gericht aufgedrängt hätte.  

 

 

Die Kostenentscheidung folgt nach alledem aus § 154 Abs. 2 VwGO. 
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Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 63 Abs. 2 Satz 1, § 47 Abs. 1 und 3  und § 52 

Abs. 2 GKG.  

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). Mit der Ablehnung des An-

trags auf Zulassung der Berufung wird die Entscheidung des Verwaltungsgerichts 

rechtskräftig (§ 124a Abs. 5 Satz 4 VwGO). 

 

 

 

 

Senftl                                             Dihm Katzer 
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